[image: ]

Regelungsabrede zur Sicherstellung der Mitbestimmung des Betriebsrats 
im Fall einer Schließung des Betriebes wegen Pandemie und
im Fall einer epidemischen Erkrankung der Betriebsrats-Mitglieder



Zwischen der Geschäftsführung der … (Name der Firma)

und

dem Betriebsrat der … (Name der Firma)
– im Weiteren Betriebsrat genannt –

wird zur Sicherstellung der Mitbestimmung des Betriebsrats 
im Fall einer Schließung des Betriebes wegen Pandemie und
im Fall einer epidemischen Erkrankung der Betriebsrats-Mitglieder
 folgende Regelungsabrede abgeschlossen.


Präambel
Betriebsrat und Geschäftsleitung sind sich einig, dass auch im Falle einer Pandemie eine vertrauensvolle und wirksame Zusammenarbeit gewährleistet bleiben muss. Um die Entscheidungsfähigkeit von Geschäftsleitung und Betriebsrat möglichst aufrecht zu erhalten, wird folgende Regelungsabrede getroffen.

§ 1 Informationsfluss

(1) Der Arbeitgeber richtet die E-Mail-Postfächer des Betriebsrats so ein, dass sie auch von außerhalb des Betriebs erreichbar sind.

(2) Der Arbeitgeber stellt sicher, dass jedes BR-Mitglied und jedes Ersatzmitglied entweder über VPN oder über Remote Desktop auf das Laufwerk des Betriebsratszugreifen kann.

(3) Persönliche Kommunikation mit dem Betriebsrat findet mit der Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden statt. Bei Krankheit dieser beiden, kommuniziert die Geschäftsleitung in der laut Geschäftsordnung des Betriebsrats festgelegten Reihenfolge.


§ 2 Unterlassung mitbestimmungspflichtiger Maßnahmen

(1) Sollte der Betriebsrat durch Erkrankung der Mitglieder nicht mehr beschlussfähig sein, verzichtet die Geschäftsleitung auf die Durchführung sämtlicher mitbestimmungspflichtigen Angelegenheiten insbesondere laut § 99 und § 102 BetrVG (personelle Einzelmaßnahmen und Kündigungen).

(2) Sollte der Betrieb im Zuge einer angeordneten oder freiwilligen Quarantäne geschlossen sein oder unterfallen so viele BR-Mitglieder einer persönlichen Quarantäne, dass der Betriebsrat nicht mehr beschlussfähig ist, verzichtet die Geschäftsleitung auf die Durchführung sämtlicher mitbestimmungspflichtigen Angelegenheiten insbesondere laut § 99 und § 102 BetrVG (personelle Einzelmaßnahmen und Kündigungen).

(3) Die Vorsitzende des Betriebsrats oder ihre Stellvertreter laut Rangfolge in der Geschäftsordnung werden die Geschäftsleitung unverzüglich in Kenntnis setzen, wenn einer der Fälle unter § 2.1. oder 2.2. eintreten sollte.

§ 3 Schlussbestimmungen

(1) [bookmark: _GoBack]Sollte diese Regelungsabrede teilweise unwirksam sein oder werden, so führt dies nicht zu einer Unwirksamkeit der Regelungsabrede im Übrigen. Vielmehr vereinbaren die Betriebsparteien, den unwirksamen Teil unverzüglich durch eine Neuregelung zu ersetzen, die dem mit dem unwirksamen Teil verfolgten Sinn und Zweck so nahe wie möglich kommt. Können sich die Betriebsparteien nicht einigen, so entscheidet die Einigungsstelle, deren Spruch die Einigung der Parteien ersetzt.

(2)  Die Regelungsabrede ist mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende kündbar. 

(3) Die Regelungsabrede wirkt bis zum Abschluss einer sie ersetzenden Regelung in allen ihren Teilen nach.

(4)	Die Regelungsabrede tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft.
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